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M e r k b l a t t  
zur Gebäudeeinmessungspflicht 

Ein im amtlichen Liegenschaftskataster vollständig nachgewiesener 

Gebäudebestand bildet die Grundlage für zahlreiche Aufgaben und infrastrukturelle 

Maßnahmen im privaten und öffentlichen Bereich (z. B. Ver- und Entsorgung, 

Straßensanierung, Bauplanung). Er ist zugleich eine wesentliche Grundlage für 

Navigationsdienste und damit nicht zuletzt auch für Rettungsdienste und 

Feuerwehren fundamental. Um auch Ihr Gebäude im amtlichen 

Liegenschaftskataster führen zu können, bedarf es einer Gebäudeeinmessung. Die 

gesetzliche Grundlage hierfür bilden die §§ 18 und 20 Abs. 1 des Landesgesetzes 

über das amtliche Vermessungswesen (LGVerm) vom 20. Dezember 2000 

(GVBl. S. 572, BS 219-1) in der jeweils geltenden Fassung. 

Das LGVerm sieht vor, dass die Gebäudeeinmessung durch Eigentümerinnen, 

Eigentümer oder Erbbauberechtigte bis spätestens einen Monat nach Fertigstellung 

des Rohbaus bei einem rheinland-pfälzischen Vermessungs- und Katasteramt 

https://lvermgeo.rlp.de/vermessungsbehoerden oder bei einer Öffentlich bestellten 

Vermessungsingenieurin oder einem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 

mit Niederlassung in Rheinland-Pfalz https://lvermgeo.rlp.de/oebvi zu beantragen 

ist. Erfolgt dies nicht, ist das zuständige Vermessungs- und Katasteramt gehalten, 

die Gebäudeeinmessung und deren Übernahme in das Liegenschaftskataster von 

Amts wegen durchzuführen. Der Rohbau eines Gebäudes ist fertig gestellt, wenn 

die tragenden Teile (Schornsteine, Brandwände, Treppenräume und die 

Dachkonstruktion) vollendet sind (§ 78 Abs. 3 Satz 1 Landesbauordnung 

Rheinland-Pfalz). 

Eigentümerinnen, Eigentümer oder Erbbauberechtigte sind zur Übernahme der 

Kosten für die Gebäudeeinmessung verpflichtet. Die Höhe der Kosten richtet sich 

nach der Landesverordnung über die Gebühren der Vermessungs- und 

Katasterbehörden und der Gutachterausschüsse (Besonderes 
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Gebührenverzeichnis) vom 17. August 2022 (GVBl. S. 287, BS 2013-1-23) in der 

jeweils geltenden Fassung. Wird die Gebäudeeinmessung von Amts wegen 

durchgeführt, erhöhen sich die Kosten um 10 v. H. gegenüber einer 

Gebäudeeinmessung auf Antrag. 

Nach Aktualisierung des Liegenschaftskatasters wird dem Antragsteller bzw. den 

Eigentümerinnen, Eigentümern oder Erbbauberechtigten ein aktueller Auszug aus 

der Liegenschaftskarte übersandt. 

Weitere Informationen zur Gebäudeeinmessung erteilen die Vermessungs- und 

Katasterämter oder die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen oder 

Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure in Rheinland-Pfalz. 
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